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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über den Rückwärtsgang und den Geschwindig- 
keitsmesser in Kraftfahrzeugen 
— Drucksache 7/2529 — , 


A. Zielsetzung 

Der Handel mit Kraftfahrzeugen innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft kann durch Vereinheitlichung der entsprechen- 
den Konstruktionsvorschriften erleichtert werden. Eine Ver- 
einheitlichung dient auch der Verkehrssicherheit. 


B. Lösung 

Durch eine Richtlinie sollen einheitliche Vorschriften über den 
Rückwärtsgang und über den Geschwindigkeitsmesser in Kraft- 
fahrzeugen geschaffen werden. 

Einmütige Billigung im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon (0 2221) 36 3551 



Drucksache 7/2832 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Oetting 


Der in Drucksache 7/2529 enthaltene Richtlinien- 
entwurf wurde mit Schreiben der Präsidentin des 
Deutschen Bundestages vom 20. September 1974 dem 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen zur Beratung überwiesen. Der Ausschuß 
hat die Vorlage in seiner Sitzung am 13. November 
1974 behandelt. 

Der Handel mit Kraftfahrzeugen innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft wird zur Zeit noch durch 
unterschiedliche Konstruktionsvorschriften behin- 
dert. Ziel des vorliegenden Richtlinienentwurfs ist 
es, die Konstruktionsvorschriften bezüglich des 
Rückwärtsganges und des Geschwindigkeitsmessers 
in Kraftfahrzeugen zu vereinheitlichen. Die Verein- 
heitlichung dient außerdem der Verkehrssicherheit. 
Für ein Kraftfahrzeug, das diesen Bestimmungen 


entspricht, darf künftig die EWG-Betriebserlaubnis 
oder die Betriebserlaubnis mit nationaler Geltung 
nicht wegen des Rückwärtsganges und des Ge- 
schwindigkeitsmessers verweigert werden. 

Der Ausschuß hat keine Bedenken gegen den we- 
sentlichen Inhalt der Vorlage, er hält es jedoch für 
erforderlich, in der Anlage die Ziffer II.4.2. zu strei- 
chen, wonach die Skala des Geschwindigkeitsmes- 
sers gleichmäßig geteilt werden muß. Für eine solche 
Forderung läßt sich kein rechtfertigender Grund er- 
kennen. Im übrigen bedarf der Entwurf noch einer 
sorgfältigen redaktionellen Überarbeitung. 

Der Ausschuß schlägt eine Entschließung mit die- 
sem Inhalt vor und empfiehlt im übrigen Kenntnis- 
nahme. 


Bonn, den 13. November 1974 


Dr. Oetting 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Von dem Richtlinienvorschlag — Drucksache 7/2529 — wird Kenntnis genom- 
men. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, darauf hinzuwirken, daß in dem Anhang 
die Ziffer II. 4. 2. (Skala des Geschwindigkeitsmessers) gestrichen und im übri- 
gen der Entwurf noch redaktionell überarbeitet wird. 


Bonn, den 13. November 1974 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 


Börner 

Vorsitzender 


Dr. Oetting 

Berichterstatter 



